
Begründung

zur Satzun der Stadt Heili enhafen, Kreis Ostholstein, über den Bebauungs lan

Nr. 40, für das Bau ebiet "südlicher Lehmberg" zwischen Neurat'ensdorfer

We , Höhenwe und Ber Straße

1. La e des Bebauun s lan ebietes

Das geplante Neubaugebiet liegt am südlichen Stadtrand zwischen den

Straßen Neuratjensdorfer Weg, Bergstraße (B 207) und wird im Süden

von dem Höhenweg begrenzt (Übersichtsplan imMaßstab 1:10. 000 als

Anlage Nr. 1).

2. Rechtliche Grundlagen

a) Die Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgt auf der Grundlage des

Bundesbaugesetzes (BBauG) in der Fassung der Bekanntmachung vom

18. August 1976 (BGB1. I, S. 2256) und der Bauimtzungsverord-

nung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Sept. 1977

(BGB1. I, S. 1736).

b) Der Bebauungsplanbereich wird im Rahmen der 5. Änderung des

Flächennutzungsplanes gemäß Beschluß der Stadtverordnetenver-

Sammlung vom 27. Februar 1980 als allgemeines Wohngebiet (WA)

ausgewiesen. Dieses Verfahren läuft parallel zur Aufstellung des

vorliegenden Bebauungsplanes.

c) Der Bebauungsplan wird auf der Grundlage des Aufstellungbe-

Schlusses der Stadtverordnetenversammlung vom 27. Februai 1980

aufgestellt.

d) In diesem allgemeinen Wohngebiet (WA) sind die Ausnahmen nach

§4 (3) BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes und somit

nicht zulässig. Der Ausschluß dieser Nutzungen erfolgte aufgrund

des nachbarschützenden Charakters der Festsetzung als allgemeines

Wohngebiet. Hiermit soll eine möglichst ungestörte Wohnruhe

in diesem Neubaugebiet und auch in dem nördlich benachbarten

Wohngebiet, das als "reines Wohngebiet" ausgewiesen ist,

und über das die Verkehrsverbindungen zur Altstadt erfolgen,

erreicht werden

3. Erfordernis der PlanaufStellung

Die Nachfrage nach freistehenden Einfamilienhäusern in guter Erreich-

barkeit zur Stadtmitte und zum Umland hält in Heiligenhafen unver-

mindert an. Gegenwärtig stehen uns noch ca. 20 erschlossene Bauplätze
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4. Heuti -er Ziistand und 'e lan-fce Funktion

Das Gelände wird z. Z. landwir-fcschaf-blich genu-bz-fc. Lediglich in

der Südwestecke (Bergstraße/Höhenweg) befindet sich eine Gasregler-

Station des Zweckverbandes Ostholstein..

Der Entwurf weist das Baugebiet als allgemeines Wohng'ebie-fc (VA) aus.

Auf dem gesamten Gelände sind ausnahmslos freistehende eingeschossige

Sinfamllienwohnhäuser (Beschrämcung auf zwei Wohneinhei-fcen je Ge-

Tsäude) ini-fc geneigten Dächern (oa. 25-45 Dachnelgung) geplant.

Das Baugebie-fc wird im Norden von der vorhandenen Straße Bauher Berg

an das interne Straßennetz fächerförmig, en-fcsprechend. der Topogra-

phle, über S-bichs-fcraßen erschlossen. Äußere Erschließungspunl^te sind

sowohl die Ein-mür-dungen des Eöhenweges in die Bergstraße zind. in den

Neuratjensdorfer ¥eg als auch die Sirunünd.ung der Plans-fcraße A in den

Neura'fcjensdorfer Weg.

Die StraSenprofile der Wohns-fcraßen sind entsprechend ihrer Funktion

gemäß EAST-E und Eunderlaß des Ministers für Wirtschaft und Verkehr

vom 17. Novem'ber 1977 mit dem zulässigen Mindes-fcmaß geplant. Die not-

wendigen öffentlichen Parkplätze sind als ParallelaufStellung an

den Straßen oder in SenkrechtaufStellung an den Wendeplätzen angeordnet.

5. Ter- und En-i;sornnn'r

a) Wasserversorffunff

Sie Wasserversorgung des Gebietes erfolgt aus dem Netz des Zweck-

verbandes Ostholstein, dem diese Aufgabe übertragen wurde.

b) Ä'bwasserbeseiti=nnf ="

Bas Abwasser des Erschließungsgebiet es vard. der Kläranlage des

Zweckverbandes Ostholsteln zugeführt. Sie A'bwasserbeseitigung

vmrde dem Zweckverband Os-fcholstein e'benfalls über-fcragen.

Das Oberflächenwasser wird. über eine städt. Eegenwasserkanali-

sation in den Binnensee eingeleitet.

c) Stromversor n^

Yersorgzings träger für elek-fcrische Energie ist für diesen Bereich

die Schleswag AG. Die Versorgung wird aus zwei neu EU errich-fceade



Transformatorenstationen (S'fcandorte siehe Plans el chnzing) erfolgen.

Die S-fcationsplä-fcae sind durch grundliuchamtliche Sintr.agung von

beschränkten persönlichen Dienstbarkei-fcen ziiguns-fcen der Schleswag AG-

zu sichern.

Für die Verlegiing von. Sräka'beln sirdder Schleswag AG die Versor-

gungsflächen. - vorwiegend Gehwege - kos-fcenlös, rechtzeitig' und

mi-b fertigem Planum ziir Verfügung zu stellen. Sie Versorgungsflächen

sind von Anpflanzungen freizuhalten.

d. ) Müllüeseitl.'^unß-
Der anfallende Müll wird vom Zweckverband Os-fcholstein, dem diese

Aufgabe übertragen wurde, beseitigt.

e) Feuerlöscheinrichtun-en

Feuerlöscheinrichtungen werden in ausreichender Zahl in Abstimmung

mit der Feuerwehr vorgesehen.

f) Gasversorgung
Ber Zweckvertaand Ostholstein beabsichtig-fc, den Bebauungsplanbereich

mi-b Erdgas zu versorgen.

g) Kauelfernsehen
Von der Beutschen. Bundespos-b, Oberpos-fcdirektion Siel, ist 'oeaü-

sich-fcigt, in diesem Bereich Breitbanäkabel für Fernsehanschlüsse

au verlegeii.

h) Öffentliche Sinrich-fcunc-en
Öffentliche Einrichtungen, wie Schulen, Kindergärten, Kirchen,
Friedhöfe usw. sind In ausreichender Zahl und in erreich'barer ITähe

außerhalb des Plange'bietes vorhanden.

Der Kinderspielplatz im südwestlichen Bereich des Plangebietes

wisä. als Nebenplatz und für lautes Spielen (evtl. Bolzpla-tz) ein-

gerichtet.
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Die notwendigen Trassen und Flächen für die Ver- und Entsorgung

des Bebauungsgebietes mit Frischwasser, Abwasser und Gas sowie

deren erforderlichen Nebenanlagen werden nach Feststehen des Lei-

tungsbedarfs durch den Zweckverband Ostholstein ermittelt. Bei

Bedarf sind dem Zweckverband Ostholstein geeignete Trassen und

Flächen für die Nebenanlagen zur Verfügung zu stellen. Über die

Trassenführung und Standorte der Nebenanlagen ist frühzeitig eine

Abstimmung mit dem Zweckverband Ostholstein herbeizuführen. Die

Trassen und Flächen sind durch die Eintragung einer beschränkten

persönlichen Dienstbarkeit . zugunsten des Zweckverbandes Ostholstein

zu sichern. Für die Verlegung von Ver- und Entsorgungsleitungen

sind dem Zweckverband Ostholstein die Trassen - vorwiegend Gehsteige -

entsprechend DIN 1998 kostenlos, rechtzeitig und mit fertigem Planum

zur Verfügung zu stellen. Die Versorgungstrassen sind mit Geh-,

Fahr- und Leitungsrechten in der Bauleitplanung auszuweisen und von

Anpflanzungen freizuhalten. Auf vorhandene Ver- und Entsorgungsan-

lagen des Z weck ver bände s Ostholstein ist Rücksicht zu nehmen, sie

sind als Bestandteil in die Bauleitplanung einzutragen. Arbeiten im

Bereich vorhandener Anlagen werden nur in Abstimmung mit der Betriebs-

stelle Neustadt durchgeführt.

Gegen den Rückstau aus den öffentlichen Entwässerungsanlagen

in die angeschlossenen Grundstücke hat sich jeder Grundstückseigentümer

selbst zu schützen.

6. Lärmschutz

Entsprechend dem Lärmschutzgutachten ist ein ca. 4 m hoher Lärmschutz-

wall, gemessen ab Oberkante Fahrbahn Höhenweg, gegen die S-traßen-

iinmissionen der E 4 nördlich des Höhenweges ausgewiesen.

Dieser Lärmschutzwall wird im Rahmen der Erschließung abschnittsweise

errichtet werden.

7. Maßnahmen zur Ordnung des Grund und Bodens

Maßnahmen zur Ordnung des Grund und Bodens sind nicht erforderlich.

Alle Flächen innerhalb des Geltungsbereiches sind Eigentum der

Stadt Heiligenhafen.
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8. Kosten der BrschlieSun

Die Kosten der Erschlisßung betragen voraussichtlich ca.

4. 500. 000, - DM. Hiervon werden als bei-bragsfähiger Erschließungs-

aufwand ca. 90 i<- als anteiliger ErschlieSungsbei-fcrag von den spä-

teren Bigen-tumern der Plächen innerhal'b des Flangebie-tes erhoben

werden. Der Sigenanteil der Stadt Eeiligenhafen beträgt gem. § 129
Abs. 1 ·B3a. uG 450. 000, - 33M (10 ^).

Heili£:enhafen, den 21. Augus-t 1984

Stadt Heillgenhafen
Der Hagistrat

- Bauaat -
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Bürgerin ei s t er

Schm/Wi.


